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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


betr. Fakultativprotokoll zu dem Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte vom 19. Dezember 1966 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 57. Sitzung am 18. Okto- 
ber 1974 den Entschließungsantrag auf der Drucksache 7/1092 
angenommen. Soweit dies hier maßgeblich ist, hat der Antrag 
folgenden Wortlaut: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, . . . 

3. im Interesse eines möglichst wirksamen Schutzes der Men- 
schenrechte das Fakultativprotokoll mit dem Ziel der Unter- 
zeichnung zu prüfen und dem Deutschen Bundestag bis zum 
31. Dezember 1974 Bericht zu erstatten, insbesondere darüber, 
ob nicht ein Beitritt wenigstens zum Schutz der Menschenrechte 
angezeigt erscheint, die nicht oder nicht in demselben Umfang 
von der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 geschützt 
werden/' 

Die Bundesregierung hat die Frage geprüft und erstattet folgen- 
den Bericht: 

1. Die Bundesrepublik Deutschland hat den Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezem- 
ber 1966 am 17. Dezember 1973 mit Vorbehalten zu einigen 
Artikeln ratifiziert. Von einem gleichzeitigen Beitritt zu dem 
Fakultativprotokoll, das das Individualbeschwerdeverfahren 
zu diesem Pakt regelt, ist vorerst abgesehen worden. Aus- 
schlaggebend hierfür war im wesentlichen die Gefahr von 
verfahrensrechtlichen Überschneidungen zwischen dem prak- 
tisch noch nicht erprobten Individualbeschwerdeverfahren 
vor dem Ausschuß für Menschenrechte der Vereinten Natio- 
nen mit dem Individualbeschwerdeverfahren nach der Euro- 
päischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten vom 4. November 1950 (MRK). 

Das Fakultativprotokoll ist bisher noch nicht in Kraft. Ge- 
mäß Artikel 9 ist dies erst möglich, nachdem der Internatio- 
nale Pakt über bürgerliche und politische Rechte in Kraft 
getreten ist. Dieser Pakt ist jedoch noch nicht in Kraft, da 
erst 27 von 35 erforderlichen Ratifikationsurkunden hinter- 
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legt worden sind. Unterzeichnet haben den Pakt mittlerweile 
50 Staaten. Das Fakultativprotokoll bedarf zu seinem In- 
krafttreten seinerseits wieder der Hinterlegung von 10 Rati- 
fikations- oder Beitrittsurkunden. Diese liegen mittlerweile 
vor. Neben Dänemark, Norwegen und Schweden haben 
5 Staaten Lateinamerikas sowie 2 kleinere Inselstaaten das 
Fakultativprotokoll ratifiziert. 

2. Die Bundesregierung beabsichtigt, das Fakultativprotokoll 
vorläufig nicht zu zeichnen. Eine Entscheidung über die 
Zeichnung sollte erst in einer angemessenen Zeit nach In- 
krafttreten des Fakultativprotokolls gefällt werden. 

3. Der Rechtsausschuß des 7. Deutschen Bundestages hat sich 
in der 17. und 18. Sitzung eingehend mit den Problemen 
im Zusammenhang mit der Zeichnung des Fakultativproto- 
kolls befaßt. Dabei ist von keiner Seite vorgeschlagen wor- 
den, die Zeichnung des Protokolls abzulehnen. Im Hinblick 
auf die Probleme, die sich aus den Überschneidungen zwi- 
schen den beiden internationalen Rechtsschutzsystemen er- 
geben, hat sich aber auch kein Ausschußmitglied eindeutig 
für eine vorbehaltlose Zeichnung des Fakultativprotokolls 
ausgesprochen. Die Bundesregierung teilt die hierdurch zum 
Ausdruck gelangte Auffassung, daß dem Fakultativprotokoll 
nur unter gleichzeitiger Erklärung eines Vorbehalts beige- 
treten werden sollte. 

a) Der in dem Entschließungsantrag enthaltene Vorbehalts- 
vorschlag bezweckt, dem einzelnen zumindestens inso- 
weit einen Rechtsschutz vor dem VN-Menschenrechtsaus- 
schuß zu gewährleisten, als der Internationale Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte Verbürgungen enthält, 
die in der MRK fehlen. Er sucht damit zugleich die Kom- 
petenzen des VN-Menschenrechtsausschusses im Hinblick 
auf den weit effektiveren individuellen Rechtsschutz nach 
der MRK weitgehend einzuschränken. 

Es bestehen erhebliche Bedenken, ob ein derartiger Vor- 
behalt völkerrechtlich zulässig ist. Das Fakultativproto- 
koll sieht die Möglichkeit der Zeichnung bei gleichzeiti- 
ger Erklärung eines Vorbehalts nicht vor. Daraus folgt 
jedoch nicht, daß Vorbehalte zum Fakultativprotokoll 
überhaupt zulässig wären. Diese Problematik ist nach den 
allgemeinen Regeln des Völkervertragsrechts zu lösen. 
Für einen derartigen Fall bestimmt Artikel 19 Buch- 
stabe e der Wiener Konvention über das Recht der Ver- 
träge, daß ein Vorbehalt nur zulässig ist, wenn er nicht 
unvereinbar mit dem Gegenstand und Zweck des Ver- 
trages ist. Hieran bestehen bei dem in dem Entschlie- 
ßungsantrag enthaltenen Vorschlag jedoch deshalb starke 
Zweifel, weil der Anwendungsbereich des Fakultativpro- 
tokolls für gegen die Bundesrepublik Deutschland gerich- 
tete Beschwerden auf ein Minimum der im Internatio- 
nalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte enthal- 
tenen Rechte beschränkt würde. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers der Justiz vom 13. Januar 1975 - 9225/1 - 1 - 57 420/74. 
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Der Vorschlag beinhaltet weiter die Gefahr von uner- 
wünschten Kompetenzstreitigkeiten zwischen dem VN- 
Menschenrechtsausschuß und den Straßburger Instanzen, 
da die Rechte nach der MRK und dem Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte sich nicht 
selten überschneiden (siehe dazu den Bericht des Sach- 
verständigenausschusses für Menschenrechte des Europa- 
rates in Anlage I zur Denkschrift zum Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte, Bundesrat- 
Drucksache 304/73, S. 44). Bei solchen Überschneidungen 
besteht zudem zu befürchten, daß durch eine unterschied- 
liche Auslegung der Menschenrechte das Vertrauen in 
diese beeinträchtigt wird. Ob diesen Gefahren dadurch 
begegnet werden kann, daß durch eine konkrete For- 
mulierung der Vorbehaltserklärung die Zuständigkeit 
des VN-Menschenrechtsausschusses auf die Rechte aus 
dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte beschränkt wird, die eindeutig nicht unter die 
MRK fallen, ist unsicher. Es bestehen erhebliche Zweifel, 
ob der VN-Menschenrechtsausschuß einen derartigen 
Vorbehalt für die fraglichen Fälle respektieren wird. 

Gegen den Vorschlag in seiner gegenwärtigen abstrakten 
Formulierung bestehen schließlich auch deshalb Beden- 
ken, weil er für den Bereich der sich überschneidenden 
Rechte aus der MRK und dem Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte die Gefahr der uner- 
wünschten Verdoppelung von Individualbeschwerden 
nicht ausschließt. 

b) Die Bundesregierung hat die Frage geprüft, das Fakul- 
tativprotokoll unter Abgabe einer Interpretations- oder 
Vorbehaltserklärung zu zeichnen, wie sie vom Europarat 
vorgeschlagen worden ist. Dieser Vorschlag sieht im Hin- 
blick auf gewisse Unklarheiten in der Formulierung der 
Kollisionsnorm des Artikels 5 Abs. 2 Buchstabe a des 
Fakultativprotokolls vor, daß der VN-Menschenrechts- 
ausschuß sich mit Individualbeschwerden, die vor ande- 
ren internationalen Rechtsschutzinstanzen anhängig oder 
abgeschlossen worden sind, nicht befassen dürfen soll, 

„unless the Committee has ascertained that the same 
matter is no being examined or has not been examined 
under other procedure of international investigation or 
settlement". 

Die o. a. 3 nordeuropäischen Staaten haben das Fakulta- 
tivprotokoll mit einem weitgehend gleichlautenden der- 
artigen Vorbehalt unterzeichnet. Der Vorschlag ist grund- 
sätzlich geeignet, die Gefahr der Verdoppelung von In- 
dividualbeschwerden zu bannen. Er könnte zudem ver- 
hindern, daß der VN-Menschenrechtsausschuß sich zu 
einer Art Superinstanz gegenüber den Straßburger In- 
stanzen entwickelt. 

Die Bundesregierung hält es - zumindest zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt - dennoch für nicht angezeigt, mit einer 
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derartigen Interpretations- oder Vorbehaltserklärung 
dem Fakultativprotokoll beizutreten. 

Obgleich dieser Vorschlag dem einzelnen nur ein Wahl- 
recht zwischen dem Verfahren nach der MRK und dem 
Fakultativprotokoll einräumen will, verhindert jedoch 
auch er nicht gänzlich die Gefahr der unerwünschten 
Verdoppelung von Individualbeschwerden. Die Möglich- 
keit der Verdoppelung bleibt zumindest dort bestehen, 
wo die Straßburger Instanzen sich ratione materiae für 
unzuständig erklären würden. Diese Gefahr könnte je- 
doch notfalls hingenommen werden. 

Weit bedeutsamer ist die Tatsache, daß bisher keiner- 
lei Erfahrung mit der praktischen Anwendung des Paktes 
und des Fakultativprotokolls besteht. Dies gilt insbeson- 
dere für die Zusammensetzung und Arbeitsweise des in 
Artikel 28 des Internationalen Paktes über bürgerliche 
und politische Rechte vorgesehenen VN-Menschenrechts- 
ausschusses. 

Gegenwärtig ist nicht abzusehen, wer in den VN-Men- 
schenrechtsausschuß gewählt werden wird. In diesem Zu- 
sammenhang muß z. B. damit gerechnet werden, daß in 
dem Ausschuß Personen aus Staaten sitzen werden, die 
sich dem Individualbeschwerdeverfahren nach dem Fa- 
kultativprotokoll nicht unterworfen haben. Es kann wei- 
terhin nicht ausgeschlossen werden, daß der VN-Men- 
schenrechtsausschuß sich trotz der persönlichen Wahl sei- 
ner Mitglieder ebenso wie der Rassendiskriminierungs- 
ausschuß der Vereinten Nationen mehr und mehr zu 
einem Forum entwickeln wird, in dem die politischen 
Gegensätze die menschenrechtliche Beurteilung über- 
lagern. Von dieser Entwicklung könnte die Bundesrepu- 
blik Deutschland als erster größerer Vertragsstaat beson- 
ders betroffen sein. 

Diese nicht gerade fernliegende Gefahr der Politisierung 
des Ausschusses ist zudem von wesentlicher Bedeutung 
für die Frage, ob der VN-Menschenrechtsausschuß den 
o. a. Vorbehalt zu dem Fakultativprotokoll auch respek- 
tieren wird. Ob weiterhin die Arbeitsweise des Ausschus- 
ses ebenso rationell und effektiv wie diejenige der 
Europäischen Menschenrechtskommission sein wird, ist 
äußerst ungewiß. Die Kommission hat bei der Prüfung 
der Zulässigkeit von Individualbeschwerden einen recht 
strengen Maßstab angelegt. Dies hat dazu geführt, daß 
sie den größten Teil der Beschwerden ohne Einschaltung 
der Regierungen der Vertragsstaaten gemäß Artikel 27 
Abs. 2 MRK als offensichtlich unbegründet zurückgewie- 
sen hat. Eine dem Artikel 27 Abs. 2 MRK entsprechende 
Vorschrift fehlt in dem Fakultativprotokoll. Es ist daher 
zu erwarten, daß die Bundesregierung in weit stärkerem 
Maße als nach dem Straßburger Verfahren wird Sachver- 
halte ermitteln und Stellungnahmen abgeben müssen. 
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4. Die Bundesregierung hat bei der Prüfung des Entschlie- 
ßungsantrages des Deutschen Bundestages sich auch ein- 
gehend mit den Vor- und Nachteilen befaßt, die sich aus 
einer erst späteren Zeichnung des Fakultativprotokolls für 
die Bundesrepublik Deutschland ergeben können. Sicher 
hat die Bundesrepublik Deutschland bei der Aufgabe der 
Wahrung der Menschenrechte nichts zu verbergen. Und nach 
dem Einzug in die Vereinten Nationen sowie der Wahl in 
die VN-Menschenrechtskommission würde die Zeichnung des 
Fakultativprotokolls einen positiven Beitrag zur weiteren 
Förderung der Menschenrechte darstellen. Andererseits sind 
aber auch die oben aufgezeigten Gefahren für den Bestand 
und die Fortentwicklung des für den einzelnen so erfolg- 
reichen Rechtsschutzverfahrens nach der MRK zu berück- 
sichtigen. Dieses gebietet bei der Prüfung der Zeichnung 
des Fakultativprotokolls alle mögliche Sorgfalt walten zu 
lassen. Dabei kommt der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gute, daß sie sich seit nunmehr über 20 Jahren erfolgreich 
der strengen Kontrolle durch die Straßburger Instanzen 
unterworfen hat und dort auch mit die Hauptlast der 
Individualbeschwerden trägt. 
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